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gemäß Rn 2010 des ADR betreffend die Beförderung von Monochlorpenta-
fluoräthan und das azeotrope Gasgemisch von Monochlorpentafluoräthan
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587.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Republik Österreich

gemäß Rn 10 602 ADR*) betreffend die
Inkraftsetzung einer Übergangsregelung für

die Kennzeichnung der Straßenfahrzeuge

Während einer Übergangszeit bis spätestens
31. Dezember 1978:

a) Anstelle der in Rn. 10 500 (1) bis (5) vor-
gesehenen orangefarbenen Tafeln können
auch solche verwendet werden, die nicht
rückstrahlend und die darauf figurierenden
Angaben nicht feuerbeständig sind. Sie
können auch aus Kunststoff-Folien oder
Flächen bestehen, die direkt am Fahrzeug-
aufbau aufgeklebt oder aufgemalt sind.

b) Bei den orangefarbenen Tafeln, die im
unteren Teil mit der Nummer zur Kenn-

*) In der Fassung der Kundmachungen BGBl.
Nr. 522/1973, 523/1973, 377/1974, 249/1975, 250/1975,
251/1975, 261/1975 und 522/1975
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zeichnung des Stoffes versehen sind, ist es
nicht obligatorisch, im oberen Teil die
Nummer zur Kennzeichnung der Gefahr
anzubringen.

c) Diese Vereinbarung gilt im Straßenver-
kehr zwischen der Schweizerischen Eid-
genossenschaft und der Republik Öster-
reich.

Bern, den 26. September 1975

Die zuständige Behörde der Schweiz für das
ADR:

EIDG. POLIZEIABTEILUNG:

P. Petitmermet

Wien, 1975 10 15

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Kreisky

588.
(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G
zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Österreich
gemäß Rn 2010 des ADR *) betreffend die
Beförderung von Monochlorpentafluoräthan
und das azeotrope Gasgemisch von Mono-
chlorpentafluoräthan und Monochlordifluor-

methan

Abweichend von den Randnummern 2130 und
2131 des ADR dürfen

1. Monochlorpentafluoräthan und

2. das azeotrope Gasgemisch von Monochlor-
pentafluoräthan und Monochlordifluormethan
(Gasgemisch 502-R-502)

unter folgenden Bedingungen im internationalen
Straßentransport befördert werden:

(1) Die Beförderung der beiden Gase ist unter
den für Monochlordifluormethan der Klasse Id
Ziffer 8 b) geltenden Bedingungen zugelassen.

(2) Für den Prüfdruck und die höchstzulässige
Füllung gelten jedoch die nachstehenden Werte:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975
und 522/1975; ferner wird auf die Vereinbarun-
gen mit der Bundesrepublik Deutschland BGBl.
Nr. 520/1975 und 535/1975 verwiesen.
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Für Gefäße und für Tanks mit einem Durch-
messer von höchstens 1,5 m [Rn 2150 und
Rn 21 01 41 (2 a)]

Für Tanks mit einem Durchmesser von mehr
als 1,5 m [Rn 21 01 41 (2 b)]

Monochlorpentafluoräthan darf nur in trocke-
nem Zustand in trockene Gefäße gefüllt werden.

(3) Im Beförderungspapier hat der Absender
zu vermerken:

„Monochlorpentafluoräthan bzw. Gasgemisch
502-R-502, Id, Ziffer 8 b), ADR; Beförderung
vereinbart nach Rn 2010 des ADR"

Die Bezeichnung des Gutes ist rot zu unter-
streichen.

(4) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich. Sie tritt am Tage der Unter-
zeichnung in Kraft. Sie erlischt spätestens am
31. Dezember 1978.

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-

blik Österreich:

Wien, den 26. Mai 1975

Dr. Strasser

Der Bundesminister für Verkehr:

BN-Bad Godesberg, den 28. Juli 1975

Dr. Gömml

Kreisky
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589.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Österreich gemäß Rn 2010

des ADR *)

betreffend die Zulassung freitragender Kunst-
stoffgefäße für wässerige Lösungen von

Wasserstoffperoxid

1. Abweichend von den Vorschriften der
Rn 2521 dürfen wässerige Lösungen von
Wasserstoffperoxid mit höchstens 60%
Wasserstoffperoxid der Rn 2501 Ziffer 41 a)
und b) auch in Gefäße aus geeignetem
Kunststoff mit einem Fassungsraum von
höchstens 60 l, ohne Schutzbehälter, unter
folgenden Bedingungen verpackt werden:

2. Die Eignung der Kunststoffgefäße muß
durch eine Baumusterprüfung nach den in
Deutschland gültigen Vorschriften bei der
Bundesanstalt für Materialprüfung, 1 Ber-
lin 45, Unter den Eichen 87, oder dem
Bundesbahn-Zentralarnt Minden (Westf.)
nachgewiesen sein. Die nach dem geprüften
Baumuster hergestellten Gefäße müssen
durch das Kennzeichen „D", die Kurzbe-
zeichnung der deutschen Prüfanstalt, eine
Registriernummer sowie Monat und Jahr
der Herstellung gekennzeichnet sein.

3. In Bezug auf Verschluß und Füllungsgrad
der Gefäße sind die Vorschriften in Rn 2521
Absatz 3 des ADR zu beachten.

4. Vor dem Verladen dieser Verpackungen
muß die Ladefläche völlig gereinigt werden.
Besonders mit Öl oder Fett verunreinigte
Gegenstände sowie brennbare Gegenstände,
wie Reste von Verpackungsmaterial, sind
vollständig zu entfernen. Die Vorschriften
in Rn 51 414 des ADR sind entsprechend
anzuwenden.

5. Außer den in der Anlage A zum ADR
vorgeschriebenen Angaben hat der Absender
im Beförderungspapier zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn 2010
des ADR".

*) In der Fassung der Kundmachungen BGBl.
Nr. 522/1973, 523/1973, 377/1974, 249/1975, 250/1975,
251/1975 und 261/1975
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6. Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich.

Für den Bundesminister für Verkehr der Bundes-
republik Deutschland:

Bonn, 7. Mai 1974

Dr. Klug

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich :

Wien, 1975 09 30

Hehenberger

Kreisky

590.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Österreich nach Rn 10 602

des ADR •)
betreffend eine Abweichung von den Vor-

schriften der Rn 220 000 (2) b) des ADR

1. Abweichend von den Vorschriften der
Rn 220 000 Abs. 2 b) Satz 1 des Anhangs
B. 2 der Anlage B zum ADR dürfen nach
Betätigen des Trennschalters Stromkreise, die
eigensicher nach Explosionsschutzart Ex i
sind und die zum Antrieb des Fahrt-
schreibers (EG-Kontrollgerätes) benötigt
werden, in Betrieb bleiben.

Eigensicher ist ein Stromkreis mit so gerin-
ger Energie, daß eine Zündung explosions-
fähiger Gas-, Luft- oder Dampf-Luft-Ge-
mische weder durch Funken bei Strom-
schluß oder -unterbrechung noch durch
andere Wärmewirkungen eintritt und daß
auch keine Berührungs- oder Brandgefahr
auftreten kann.

Bei der Explosionsschutzart „Ci" ist in einem
elektrischen Stromkreis die Energie so
gering, daß explosionsfähige Gemische nicht
gezündet werden können.
Die zur Gewährleistung des eigensicheren
Stromkreises notwendigen Begrenzungsein-
richtungen sollen in unmittelbarer Nähe des
Trennschalters angebracht sein.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975 und 261/1975
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2. Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich. Sie tritt am Tage der
Unterzeichnung in Kraft und erlischt spä-
testens am 31. Dezember 1978.

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich :

Wien, 1975 09 30

Hehenberger

Der Bundesminister für Verkehr:

BN-Bad Godesberg, den 10. April 1975

Im Auftrag:

Dr. Klug

Kreisky

591.

(Übersetzung)

A B K O M M E N
zwischen der

ÖSTERREICHISCHEN BUNDESREGIE-
RUNG
und der

REGIERUNG DER REPUBLIK SAMBIA

über die

GEWÄHRUNG EINES DARLEHENS IN
DER HÖHE VON ö. S 18,5 MILLIONEN

Im Hinblick auf die Empfehlungen der Ver-
einten Nationen sind die österreichische Bundes-
regierung und die Regierung der Republik Sambia
wie folgt übereingekommen:

ARTIKEL I

Die österreichische Bundesregierung gewährt
der Regierung der Republik Sambia ein Darlehen
in der Höhe von ö. S 18,5 Millionen für die
auf c.i.f.-Basis durchzuführende Anschaffung von
in Österreich hergestellten Anlagegütern entspre-
chend dem Bedarf der Regierung der Republik
Sambia.

ARTIKEL II

1. Die Regierung der Republik Sambia wird für
jeden in Anspruch genommenen und geschuldeten
Betrag des im Rahmen des vorliegenden Abkom-
mens gewährten Darlehens einen Jahreszinssatz
von 3% zahlen.

2. Die Zinsen werden aufgrund des als Dar-
lehen gewährten und geschuldeten Kapital-
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betrages berechnet und sind am 31. Dezember
eines jeden Jahres gemäß der im Anhang ent-
haltenen Rückzahlungstabelle zahlbar.

ARTIKEL III

1. Das der Regierung der Republik Sambia
nach dem vorliegenden Abkommen gewährte
Darlehen ist nach 7 tilgungsfreien Jahren inner-
halb von 25 Jahren zurückzuzahlen.

2. Die Regierung der Republik Sambia wird
der österreichischen Bundesregierung das nach
dem vorliegenden Abkommen gewährte Darlehen
in 18 Raten zurückzahlen, von denen sich 17
auf je 1 Million Schilling und eine auf 1,5 Mil-
lionen Schilling belaufen.

3. Die erste Rückzahlung wird am 31. Dezem-
ber 1982 geleistet. Die übrigen Rückzahlungen
werden jährlich am 31. Dezember eines jeden
Jahres geleistet.

ARTIKEL IV

Bei Fälligkeit gemäß Artikel II und III haben
Zahlungen im Rahmen der Verzinsung und der
Kapitalrückzahlung bei der Oesterreichischen
Nationalbank zugunsten der Republik Österreich
in frei konvertierbaren Währungen zu erfolgen.
Erfolgt die Zahlung in einer anderen Währung als
in österreichischen Schilling, so führt die Oester-
reichische Nationalbank die Umwechslung in
österreichische Schilling zum jeweiligen auf dem
Wiener Markt geltenden Wechselkurs (Ankauf-
kurs) durch.

ARTIKEL V

1. Innerhalb von 30 Tagen nach Inkrafttreten
dieses Abkommens wird bei der Oesterreichischen
Nationalbank zugunsten der Regierung der Re-
publik Sambia ein unverzinsliches Konto in der
Höhe von ö. S 18,5 Millionen unter der Be-
zeichnung „Regierung der Republik Sambia" er-
öffnet.

2. Das Ministerium für Planung und Finanzen
der Republik Sambia wird hinsichtlich der In-
anspruchnahme dieses Darlehens als Bevollmäch-
tigter der Republik Sambia auftreten. Die
näheren Bestimmungen bezüglich der Zahlungen
werden von der Oesterreichischen Nationalbank
direkt mit der Bank von Sambia („Bank of
Zambia") vereinbart.

ARTIKEL VI

Die Rückzahlung der Kapitalsumme und die
Zahlung der Zinsen erfolgt gemäß der im An-
hang enthaltenen Tabelle, wobei der Anhang
einen wesentlichen Bestandteil dieses Abkommens
darstellt.
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ARTIKEL VII
Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach seiner

Unterzeichnung in Kraft.

Geschehen in Lusaka, am 8. Oktober 1975 in
zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für die österreichische Bundesregierung:
Georg Reisch m. p.

Für die Regierung der Republik Sambia:
Luke John Mwananshiku m. p.



200. Stück — Ausgegeben am 4. Dezember 1975 — Nr. 591 2597



2598 200. Stück — Ausgegeben am 4. Dezember 1975 — Nr. 591

ANHANG
Im Hinblick auf die Durchführung des Ab-

kommens zwischen der österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Republik Sam-
bia über die Gewährung eines Darlehens in der
Höhe von ö. S 18,5 Millionen zur Anschaffung
von in Österreich hergestellten Anlagegütern
wird die Regierung der Republik Sambia die
Zahlungen der in der untenstehenden Tabelle

angeführten Beträge zu den darin angegebenen
Zeitpunkten durchführen.

Für die Kapitaltilgung und Zinsenzahlung gilt,
daß die gemäß der untenstehenden Tabelle durch-
zuführenden Zahlungen von jeglichen derzeitigen
oder zukünftigen Steuern, öffentlichen Abgaben
oder Gebühren jeder Art ausgenommen sind,
die für solche Zahlungen in der Republik Sambia
gemäß den bestehenden gesetzlichen oder admini-
strativen Vorschriften eingehoben werden.

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. VII am 7. Dezember 1975 in Kraft.

Kreisky


